Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1798 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Sonderzulagen für langfristig 

Arbeitslose 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Alle langfristig Arbeitslosen erhalten 
in dem Zahlungszeitraum, der auf den 1. De- 
zember 1955 folgt, eine vierwöchentliche Son- 
derzulage in Höhe der Hälfte der durch- 
schnittlichen wöchentlichen Hauptunterstüt- 
zung zuzüglich der Familienzuschläge. 

(2) Die Sonderzulage wird bis zur Neu- 
ordnung der Leistungen aus der Arbeitslosen- 
versicherung und der Arbeitslosenfürsorge 
weiterhin in dem Zahlungszeitraum, der auf 
den Ersten eines jeden Monats folgt, ge- 
währt. 

§ 2 

(1) Als langfristig Arbeitslose gelten alle 
Personen, die am Ersten des jeweiligen Monats 
mindestens ein Jahr nicht in einem versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis ge- 
standen und Arbeitslosenunterstützung oder 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung erhalten 
haben. 

(2) Die Zahlung der Sonderzulage ist nicht 
an die Gewährung von Arbeitslosenunter- 
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Stützung oder Arbeitslosenfürsorgeunterstüt- 
zung gebunden. Eine zeitweilige Einstellung 
oder Nichtgewährung der Arbeitslosenunter- 
stützung oder Arbeitslosenfürsorgeunterstüt- 
zung schließt die Gewährung der Sonderzulage 
nicht aus. 

§ 3 

Die Sonderzulage einschließlich der Arbeits- 
losenunterstützung oder Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung oder der sonstigen Leistungen 
des Arbeitsamtes darf für den Vierwochen- 
zeitraum 90 v. H. des der Berechnung zu- 
grunde gelegten vierwöchentlichen Arbeits- 
entgelts nicht überschreiten. 

§ 4 

(1) Die Sonderzulage wird auf Leistungen 
der Rentenversicherung, der Kriegsopferver- 
sorgung, des Bundesentschädigungsgesetzes, 
der Unfallversicherung und der Unterhalts- 
hilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz nicht 
angerechnet. Sie bleibt auch bei der Prüfung 
der Hilfsbedürftigkeit und bei der Berechnung 
von Mietzuschlägen außer Betracht. 

(2) Die Gewährung der Sonderzulage ent- 
fällt, wenn der Arbeitslose am Stichtag inner- 



halb der letzten sechs Monate mindestens 
vier Wochen in einem versicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnis gestanden hat. Dies 
gilt nicht, wenn der Arbeitslose während der 
letzten zwei Jahre vor Beginn der Arbeitslos- 
meldung nicht mehr als sechs Monate als Not- 
standsarbeiter beschäftigt wurde. 

§ 5 

Die Sonderzulage wird für Bezieher von 
Arbeitslosenunterstützung von der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, für die Bezieher von Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung vom Bund ge- 
tragen. 


S 6 

Der Bundesminister für Arbeit erläßt die 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen Verwaltungsvorschriften. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

. § 8 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1955 
in Kraft. 


Berlin, den 18. Oktober 1955 


Ollenhauer und Fraktion 



